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4 5 7 . Bundesgesetz: Landarbeitsgesetz-Novelle 1974
4 5 8 . Bundesgesetz: Mitwirkung von Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat der „Öster-

reichische Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft" (Verbundgesellschaft)
4 5 9 . Bundesgesetz: Änderung des Mutterschutzgesetzes
4 6 0 . Bundesgesetz: Ärztegesetznovelle 1974
4 6 1 . Verordnung: Aufwand für die Anstaltspflege von Wehrpflichtigen in heereseigenen Ein-

richtungen
4 6 2 . Kundmachung: Aufhebung einer Bestimmung des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver-

sicherungsgesetzes durch den Verfassungsgerichtshof

457 . Bundesgesetz vom 12. Juli 1974,
mit dem das Landarbeitsgesetz geändert

wird (Landarbeitsgesetz-Novelle 1974)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Die im Landarbeitsgesetz, BGBl. Nr. 140/1948,

in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 279/
1957, 241/1960, 97/1961, 194/1964, 238/1965,
265/1967, 283/1968, 463/1969, 239/1971, 318/
1971 und 333/1971 für die Regelung des Arbeits-
rechtes in der Land- und Forstwirtschaft gemäß
Artikel 12 Abs. 1 Z. 4 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 aufgestellten
Grundsätze werden wie folgt geändert:

1. § 75 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Werdende Mütter dürfen in den letzten

acht Wochen vor der voraussichtlichen Entbin-
dung (Achtwochenfrist) nicht beschäftigt wer-
den."

2. § 75 Abs. 2 hat zu entfallen. Die Abs. 3
und 4 erhalten die Bezeichnung Abs. 2 und 3.

3. Der erste und zweite Satz des nunmehrigen
§ 75 Abs. 3 haben zu lauten:

„Werdende Mütter haben, sobald ihnen ihre
Schwangerschaft bekannt ist oder eine vorzei-
tige Beendigung der Schwangerschaft eingetreten
ist, dem Dienstgeber hievon Mitteilung zu
machen. Darüber hinaus sind sie verpflichtet,
innerhalb der vierten Woche vor dem Beginn
der Achtwochenfrist (Abs. 1) den Dienstgeber
auf den Beginn derselben aufmerksam zu
machen."

4. Dem nunmehrigen § 75 Abs. 3 ist folgender
Abs. 4 anzufügen:

„(4) Der Dienstgeber ist verpflichtet, unver-
züglich nach Erlangung der Kenntnis von der

Schwangerschaft einer Dienstnehmerin oder,
wenn er eine ärztliche Bescheinigung darüber
verlangt hat, unverzüglich nach Vorlage dieser
Bescheinigung, hievon der zuständigen Land- und
Forstwirtschaftsinspektion Mitteilung zu machen.
Hiebei sind Name, Alter und Tätigkeit der wer-
denden Mutter bekanntzugeben."

5. § 75 b Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 75 b. (1) Dienstnehmerinnen dürfen bis zum
Ablauf von acht Wochen nach ihrer Entbin-
dung nicht beschäftigt werden. Nach Frühgebur-
ten oder Mehrlingsgeburten verlängert sich diese
Frist auf zwölf Wochen. Ist eine Verkürzung der
Achtwochenfrist vor der Entbindung eingetre-
ten, so verlängert sich die achtwöchige Schutzfrist
nach der Entbindung im Ausmaß dieser Ver-
kürzung höchstens jedoch bis zur Dauer von
zwölf Wochen."

6. § 75 b Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Über die im Abs. 1 festgesetzten Fristen
hinaus ist die Zulassung von Dienstnehmerinnen
zur Arbeit nach ihrer Entbindung so lange ver-
boten, als sie arbeitsunfähig sind. Die Dienstneh-
merinnen sind verpflichtet, ihre Arbeitsunfähig-
keit ohne Verzug dem Dienstgeber anzuzeigen
und auf Verlangen des Dienstgebers eine ärztliche
Bestätigung über die voraussichtliche Dauer der
Arbeitsunfähigkeit vorzulegen. Kommt eine
Dienstnehmerin diesen Verpflichtungen nicht
nach, so verliert sie für die Dauer der Säumnis
den Anspruch auf das Entgelt."

7. § 75 e Abs. 3 letzter Satz hat zu lauten:

„Bei minderjährigen Dienstnehmerinnen muß
dieser Vereinbarung überdies eine Bescheinigung
einer Einigungskommission oder der gesetzlichen
Interessenvertretung der Dienstnehmer beige-
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schlossen sein, aus der hervorgeht, daß die Dienst-
nehmerin über den gesetzlichen Kündigungs-
schutz im Falle der Mutterschaft belehrt wurde."

8. § 75 g Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

"§ 75 g. (1) Macht die Anwendung der Vor-
schriften des § 75 a oder des § 75 b Abs. 3 und 4
oder des § 75 c Abs. 1 eine Änderung der Be-
schäftigung im Betrieb erforderlich, so hat die
Dienstnehmerin Anspruch auf ein Entgelt, das
dem Durchschnittsverdienst gleichkommt, den sie
während der letzten dreizehn Wochen des Dienst-
verhältnisses vor dieser Änderung bezogen hat."

9. § 75 g Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Dienstnehmerinnen, die gemäß § 75 Abs. 3

nicht beschäftigt werden dürfen, und Dienstneh-
merinnen, für die auf Grund der Vorschriften
des § 75 a, des § 75 b Abs. 3 und 4 oder des
§ 75 c Abs. 1 keine Beschäftigungsmöglichkeit im
Betrieb besteht, haben Anspruch auf ein Entgelt,
für dessen Berechnung Abs. 1 sinngemäß anzu-
wenden ist."

10. Dem § 75 g ist nachstehender Abs. 4 anzu-
fügen:

„(4) Die Dienstnehmerin behält den Anspruch
auf sonstige, insbesondere einmalige Bezüge im
Sinne des § 67 Abs. 1 des Einkommensteuer-
gesetzes 1972, BGBl. Nr. 440, in den Ka-
lenderjahren, in welche Zeiten des Bezuges von
Wochengeld nach dem Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetz, BGBl. Nr. 189/1955, fallen, in
dem Ausmaß, das dem Teil des Kalenderjahres
entspricht, in den keine derartigen Zeiten fallen."

11. Im ersten Satz des § 75 h Abs. 2 ist die
Zitierung „§ 67 Abs. 1 des Einkommensteuer-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 1/1954," durch die Zi-
tierung „§ 67 Abs. 1 des Einkommensteuergeset-
zes 1972, BGBl. Nr. 440," zu ersetzen.

12. § 75 i hat zu lauten:

„§ 75 i. Vereinbarungen über den Anspruch
der Dienstnehmerin auf eine beigestellte Dienst-
(Werks)wohnung oder sonstige Unterkunft
können während der Dauer des Kündigungs-
und Entlassungsschutzes gemäß §§ 75 e, 75 f und
75 h Abs. 4 nur vor der Einigungskommission
nach vorangegangener Rechtsbelehrung der
Dienstnehmerin getroffen werden."

13. Der bisherige § 75 i erhält die Bezeichnung
„§ 75 j " .

14. Der Abs. 4 des § 82 hat zu lauten:
„(4) Die Organe der Land- und Forstwirt-

schaftsinspektion sind befugt, die Aufenthalts-
räume und Arbeitsstätten, die vom Betriebs-
inhaber bereitgestellten Wohnungen und Unter-
künfte sowie die Wohlfahrts- und sanitären An-
lagen usw. jederzeit zu betreten und zu besich-

tigen. Dem Betriebsinhaber steht es frei, der
Besichtigung beizuwohnen. Auf Verlangen ist er
hiezu verpflichtet. In Betrieben, in welchen Be-
triebsräte (Vertrauensmänner) bestellt sind, sind
diese den Besichtigungen beizuziehen. In Betrie-
ben, in denen keine Betriebsräte (Vertrauens-
männer) bestellt sind, ist den Dienstnehmern von
der Gegenwart der Organe der Land- und Forst-
wirtschaftsinspektion Kenntnis zu geben."

15. § 83 hat zu lauten:

„Die Organe der Land- und Forstwirtschafts-
inspektion sind insbesondere befugt:

1. den Betriebsinhaber, dessen Stellvertreter
und die im Betriebe beschäftigten Dienst-
nehmer über Umstände zu befragen, die
ihren Wirkungsbereich berühren;

2. vom Betriebsinhaber die Vorlage der Dienst-
nehmerverzeichnisse, der Kollektiv- und Ein-
zelverträge, der Lehrverträge, der Lohn-
listen, der Urlaubslisten, der Arbeitsord-
nung sowie ähnlicher die Dienstnehmer be-
treffende Unterlagen zu verlangen und Ab-
schriften oder Auszüge davon anzufertigen."

16. Der Abs. 5 des § 85 hat zu lauten:

„(5) Die von der Land- und Forstwirtschafts-
inspektion festgestellten Mängel sowie die gemäß
Abs. 1 bis 4 getroffenen Maßnahmen sind unver-
züglich dem Betriebsinhaber oder seinem Beauf-
tragten und den Betriebsräten (Vertrauensmän-
nern) — falls keine Betriebsvertretung besteht,
den hievon betroffenen Dienstnehmern — zur
Kenntnis zu bringen."

17. Der bisherige Abs. 5 des § 85 erhält die Be-
zeichnung „(6)".

18. Die Abs. 1 und 2 des § 86 haben zu lauten:
„(1) Die Land- und Forstwirtschaftsinspektion

ist begutachtendes Fachorgan auf dem Gebiete
des Dienstnehmerschutzes in der Land- und Forst-
wirtschaft.

(2) Die Verwaltungsbehörden und sonstigen
Verwaltungsstellen sind verpflichtet, vor Erfas-
sung von Entscheidungen, Verfügungen und vor
sonstigen Maßnahmen, die den Schutz von land-
und forstwirtschaftlichen Dienstnehmern berüh-
ren, insbesondere Erteilung von Bau- und Be-
nützungsbewilligungen, Zulassung oder Über-
prüfung neuer Maschinen, Maschinentypen,
Schutzvorrichtungen und -ausrüstungen, neuer
Stoffe oder Substanzen und neuer Verfahren,
eine Äußerung der Land- und Forstwirtschafts-
inspektion einzuholen. Letztere kann von den
Verwaltungsbehörden oder sonstigen Verwal-
tungsstellen zur Erstattung von Gutachten oder
Vorschlägen über zu verfügende Maßnahmen
zum Schutze der land- und forstwirtschaftlichen
Dienstnehmer herangezogen werden. Sie kann
aber auch unaufgefordert solche Gutachten und
Vorschläge erstatten."
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19. Der bisherige Abs. 2 des § 86 erhält die
Bezeichnung „(3)".

20. § 88 hat zu lauten:

„(1) Die Organe der Land- und Forstwirt-
schaftsinspektion sind verpflichtet, über alle ihnen
bei Ausübung ihres Dienstes bekanntgewordenen
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse strengste Ver-
schwiegenheit zu bewahren. Übertretungen die-
ser Bestimmung sind durch die Landarbeitsord-
nungen mit gerichtlichen Strafen zu bedrohen.

(2) Die Organe der Land- und Forstwirtschafts-
inspektion haben die Quelle jeder Beschwerde
über bestehende Mängel oder über eine Ver-
letzung der gesetzlichen Vorschriften als unbe-
dingt vertraulich zu behandeln und dürfen weder
dem Betriebsinhaber noch dessen Beauftragten
andeuten, daß eine Besichtigung durch eine Be-
schwerde veranlaßt worden ist."

21. § 89 hat zu lauten:

„Die Land- und Forstwirtschaftsinspektionen
haben der Landesregierung alljährlich einen Be-
richt über ihre Tätigkeit und Wahrnehmungen
zu erstatten, den diese zu verwerten und in
einer zusammenfassenden Darstellung in der amt-
lichen Landeszeitung zu veröffentlichen hat. Der
veröffentlichte Bericht ist nach Artikel 27 des
Übereinkommens Nr. 129 der Internationalen
Arbeitskonferenz zu gestalten."

22. Der Abs. 2 des § 92 hat zu lauten:

„(2) Die Land- und Forstwirtschaftsinspektio-
nen haben in den Angelegenheiten des Dienst-
nehmerschutzes, insbesondere der Verhütung von
Unfällen und Berufskrankheiten, auf ständige
Zusammenarbeit mit den in Betracht kommenden
Trägern der Sozialversicherung und den Interes-
senvertretungen der Dienstgeber und der Dienst-
nehmer Bedacht zu nehmen."

23. Der Abs. 3 des § 94 hat zu lauten:

„(3) Als Voraussetzung für eine Anstellung als
Organ der Land- und Forstwirtschaftsinspektion
ist in den Landarbeitsordnungen vorzusehen:
österreichische Staatsbürgerschaft, Unbescholten-
heit, entsprechende Kenntnisse und praktische
Erfahrungen auf land- und forstwirtschaftlichem
Gebiete. Kriegsbeschädigte und Personen, auf die
die Begünstigungen des Opferfürsorgegesetzes
Anwendung finden, sind bei der Einstellung zu
bevorzugen."

24. Der Abs. 1 des § 133 hat zu lauten:

„(1) Die Landarbeitsordnungen haben zu be-
stimmen, daß Übertretungen der Vorschriften
der §§ 56 bis 63, 71 bis 76, 80, 82 bis 85,96
Abs. 7, 100 Abs. 2, 115 Abs. 9, 121 und 131 von
den Bezirksverwaltungsbehörden bestraft werden.
Die Landarbeitsordnungen haben Geldstrafen bis

zu 15.000 S vorzusehen. Die Verjährungsfrist
(§ 31 Abs. 2 VStG 1950, BGBl. Nr. 172) ist mit
sechs Monaten festzusetzen."

Artikel II

Das Bundesgesetz vom 16. Juli 1971, BGBl.
Nr. 333/1971, wird wie folgt geändert:

1. Die Z. 3 des Artikels I hat zu lauten:
„3. Der bisherige Abs. 1 des § 119 erhält die

Bezeichnung ,(2)'."
2. Die Ziffern 3 bis 20 des Artikels I werden

zu den Ziffern 4 bis 21.

Artikel III

Die Ausführungsgesetze der Bundesländer zu
den Grundsätzen der Artikel I und II sind binnen
sechs Monaten, vom Tage der Kundmachung die-
ses Bundesgesetzes an gerechnet, zu erlassen.

Artikel IV

Mit der Wahrnehmung der dem Bunde gemäß
Artikel 15 Abs. 8 des Bundes-Verfassungsgesetzes
in der Fassung von 1929 zustehenden Rechte ist
der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut.

Kirchschläger
Kreisky Häuser

458 . Bundesgesetz vom 12. Juli 1974
betreffend die Mitwirkung von Arbeitneh-
mervertretern im Aufsichtsrat der „Öster-
reichische Elektrizitätswirtschafts-Aktienge-

sellschaft" (Verbundgesellschaft)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
E n t s e n d u n g v o n A r b e i t n e h m e r -

v e r t r e t e r n in d e n A u f s i c h t s r a t

§ 1. (1) In den Aufsichtsrat der „Österreichi-
sche Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft"
(Verbundgesellschaft; § 5 des 2. Verstaatlichungs-
gesetzes BGBl. Nr. 81/1947) entsendet der Zen-
tralbetriebsrat aus dem Kreise der Betriebsrats-
mitglieder, denen das aktive Wahlrecht zum Be-
triebsrat zusteht, für je zwei nach dem 2. Ver-
staatlichungsgesetz oder der Satzung bestellte
Aufsichtsrats-Mitglieder einen Arbeitnehmerver-
treter. Ist die Zahl der nach dem 2. Verstaat-
lichungsgesetz oder der Satzung bestellten Auf-
sichtsratsmitglieder eine ungerade, ist ein wei-
terer Arbeitnehmervertreter zu entsenden.

(2) Die Mitglieder des Zentralbetriebsrates, die
auf dem Vorschlag einer wahlwerbenden Gruppe
gewählt wurden, haben das Recht, durch Mehr-
heitsbeschluß Arbeitnehmervertreter für die Ent-
sendung in den Aufsichtsrat zu nominieren sowie
ihre Abberufung zu verlangen. Dieses Recht steht
für so viele Arbeitnehmervertreter zu, wie es
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dem Verhältnis der Zahl der vorschlagsberech-
tigten Personen zur Gesamtzahl der Mitglieder
des Zentralbetriebsrates entspricht. Listenkoppe-
lung ist zulässig. Bei Erstellung der Nominie-
rungsvorschläge soll auf eine angemessene Ver-
tretung der Gruppe der Arbeiter und Angestell-
ten und der einzelnen Betriebe des Unterneh-
mens Bedacht genommen werden. Der Zentral-
betriebsrat ist bei Entsendung und Abberufung
der Arbeitnehmervertreter an die Vorschläge der
zur Nominierung berechtigten Mitglieder gebun-
den. Soweit vom Vorschlagsrecht nicht innerhalb
von drei Monaten Gebrauch gemacht wird, ent-
sendet der Zentralbetriebsrat die restlichen Ar-
beitnehmervertreter durch Mehrheitsbeschluß in
den Aufsichtsrat.

R e c h t s s t e l l u n g d e r A r b e i t n e h m e r -
v e r t r e t e r im A u f s i c h t s r a t

§ 2. Die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat
üben ihre Funktion ehrenamtlich aus; sie haben
Anspruch auf Ersatz der angemessenen Baraus-
lagen. Auf sie finden die Bestimmungen der
§§ 86 Abs. 1, 87, 90 Abs. 1 zweiter Satz und
Abs. 2 und 98 des Aktiengesetzes 1965, BGBl.
Nr. 98/1965, keine Anwendung. § 95 Abs. 2
erster Satz Aktiengesetz 1965 findet mit der Maß-
gabe Anwendung, daß auch zwei Arbeitnehmer-
vertreter im Aufsichtsrat jederzeit vom Vor-
stand einen Bericht über die Angelegenheiten der
Gesellschaft einschließlich ihrer Beziehungen zu
Konzernunternehmen verlangen können. Ein Be-
schluß des Aufsichtsrates über die Bestellung und
Abberufung von Mitgliedern des Vorstandes be-
darf, abgesehen von den allgemeinen Beschluß-
erfordernissen des Aktiengesetzes, zu seiner Wirk-
samkeit der Zustimmung der Mehrheit der nach
dem 2. Verstaatlichungsgesetz oder der Satzung
bestellten Mitglieder. Das gleiche gilt für die
Wahl des Aufsichtsratsvorsitzenden und seines
ersten Stellvertreters. Im übrigen haben die
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat gleiche
Rechte und Pflichten wie nach dem 2. Verstaat-
lichungsgesetz oder der Satzung bestellte Auf-
sichtsratsmitglieder. Ihre Mitgliedschaft endet mit
der Mitgliedschaft zum Betriebsrat oder mit der
Abberufung durch die entsendende Stelle. Die
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat sind vom
Zentralbetriebsrat abzuberufen und neu zu ent-
senden, wenn sich die Zahl der von der Haupt-
versammlung gewählten Aufsichtsratsmitglieder
ändert.

Artikel II
W i r k s a m k e i t s b e g i n n u n d V o l l z i e -

h u n g
§ 3. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli

1974 in Kraft.
(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

ist der Bundesminister für soziale Verwaltung
betraut.

Kirchschläger
Kreisky Häuser

459. Bundesgesetz vom 12. Juli 1974,
mit dem das Mutterschutzgesetz geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Mutterschutzgesetz, BGBl. Nr. 76/1957,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 92/
1959, 240/1960, 68/1961, 9/1962, 199/1963, 281/
1968, 462/1969 und 178/1974 wird geändert
wie folgt:

1. § 1 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Abweichend von der Vorschrift des Abs. 2
lit. b finden die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes auf Dienstnehmerinnen Anwendung,
deren Dienstrecht gemäß Art. 14 Abs. 2 des
Bundes-Verfassungsgesetzes 1929, in der Fassung
des Bundesverfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 215/
1962, oder gemäß § 2 lit. b des Lehrerdienst-
rechts-Kompetenzgesetzes, BGBl. Nr. 88/1948,
in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes,
BGBl. Nr. 215/1962, in die Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes fällt."

2. Dem § 14 ist ein Abs. 4 mit folgendem
Wortlaut anzufügen:

„(4) Die Dienstnehmerin behält den Anspruch
auf sonstige, insbesondere einmalige Bezüge im
Sinne des § 67 Abs. 1 des Einkommensteuer-
gesetzes 1972, BGBl. Nr. 440/1972, in den
Kalenderjahren, in welche Zeiten des Bezuges
von Wochengeld nach dem Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetz, BGBl. Nr. 189/1955, fallen,
in dem Ausmaß, das dem Teil des Kalenderjahres
entspricht, in den keine derartigen Zeiten
fallen."

3. Dem § 17 ist eine lit. f mit folgendem Wort-
laut anzufügen:

„f) Dienstverhältnisse gemäß Art. 14 Abs. 2
des Bundes-Verfassungsgesetzes 1929, in der
Fassung des Bundesverfassungsgesetzes,
BGBl. Nr. 215/1962."

4. Im § 40 Abs. 2 Z. 3 sind nach den Worten
„1 und 2" die Worte „sowie Abs. 3" einzufügen.

5. Dem § 40 Abs. 2 ist folgender Abs. 3 anzu-
fügen :

„(3) Mit der Wahrnehmung der dem Bund
gemäß Art. 14 Abs. 8 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes 1929, in der Fassung des Bundesver-
fassungsgesetzes, BGBl. Nr. 215/1962, zustehen-
den Rechte ist der Bundesminister für Unterricht
und Kunst im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzler betraut. Verordnungen auf Grund dieses
Bundesgesetzes sind hinsichtlich der im § 17
lit. f bezeichneten Dienstverhältnisse vom Bun-
desminister für Unterricht und Kunst im Ein-
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vernehmen mit dem Bundeskanzler und soweit
solche Verordnungen Maßnahmen notwendig
machen, die finanzielle Angelegenheiten der
Dienstverhältnisse öffentlich Bediensteter zum
Gegenstand haben, auch im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen zu erlassen."

Artikel II

Inkrafttreten und Vollziehung

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. April 1974
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit im Artikel I Z. 5 nicht anderes
bestimmt ist, der Bundesminister für soziale
Verwaltung betraut.

Kirchschläger
Kreisky Häuser Sinowatz Androsch

460. Bundesgesetz vom 12. Juli 1974,
mit dem das Ärztegesetz geändert wird

(Ärztegesetznovelle 1974)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Ärztegesetz, BGBl. Nr. 92/1949, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 129/1951,
BGBl. Nr. 119/1952, BGBl. Nr. 169/1952, BGBl.
Nr. 17/1955, BGBl. Nr. 50/1964, BGBl. Nr. 229/
1969 und der Kundmachung BGBl. Nr. 61/1971
,wird wie folgt geändert:

1. § 1 hat zu lauten:

„§ 1. (1) Der Arzt ist zur Ausübung der
Medizin berufen.

(2) Die Ausübung des ärtzlichen Berufes um-
faßt jede auf medizinisch-wissenschaftlichen Er-
kenntnissen begründete Tätigkeit, die unmittel-
bar am Menschen oder mittelbar für den Men-
schen ausgeführt wird, insbesondere

a) die Untersuchung auf das Vorliegen oder
Nichtvorliegen von körperlichen Krank-
heiten, Geistes- und Gemütskrankheiten,
von Gebrechen oder Mißbildungen und
Anomalien, die krankhafter Natur sind;

b) die Beurteilung von in lit. a angeführten
Zuständen bei Verwendung medizinisch-
diagnostischer Hilfsmittel;

c) die Behandlung solcher Zustände (lit. a);
d) die Vornahme operativer Eingriffe ein-

schließlich der Entnahme oder Infusion
von Blut;

e) die Vorbeugung von Erkrankungen-,
f) die Geburtshilfe;
g) die Verordnung von Heilmitteln, von

Heilbehelfen und medizinisch-diagnosti-
schen Hilfsmitteln;

h) die Vornahme von Leichenöffnungen.

(3) Jeder zur selbständigen Ausübung des Be-
rufes berechtigte Arzt ist befugt, ärztliche Zeug-
nisse auszustellen und ärztliche Gutachten zu
erstatten."

2. Der Abs. 4 des § 1 a hat zu lauten:

„(4) Anderen Personen als den in Abs. 1 und
3 genannten Ärzten ist jede Ausübung des ärzt-
lichen Berufes verboten."

3. Dem Abs. 1 des § 2 c ist nachstehender Satz
anzufügen:

„Das gleiche gilt, ausgenommen die vorgesehene
Mindestzeit, für eine ergänzende spezielle Aus-
bildung auf einem Teilgebiet im Rahmen eines
Sonderfaches."

4. Die lit. a des § 2 h hat zu lauten:

„a) die für die praktische Ausbildung zum
praktischen Arzt beziehungsweise zum
Facharzt vorzusehenden Ausbildungserfor-
dernisse, über Art und Dauer der Ausbil-
dung sowie einer speziellen Ausbildung in
den einzelnen Ausbildungsfächern, bezie-
hungsweise im Hauptfach und in Neben-
fächern (§§ 2 b und 2 c),"

5. Der Abs. 4 des § 4 hat zu lauten:

„(4) Der Bezeichnung der ärztlichen Berufs-
tätigkeit dürfen neben den amtlich verliehenen
Titeln nur solche, auf die gegenwärtige Verwen-
dung oder auf eine spezielle Ausbildung im Rah-
men eines Sonderfaches hinweisende Zusätze bei-
gefügt werden, die der Wahrheit entsprechen.
Die Führung ausländischer Titel und Würden,
die zur Verwechslung mit inländischen Amts-
und Berufstiteln geeignet sind, ist nur mit Be-
willigung des zuständigen Bundesministers ge-
stattet."

6. Dem Abs. 4 des § 5 ist nachstehender Satz
anzufügen:

„Die Tätigkeit in einer Einrichtung zur Beratung
der Schwangeren und Mütter von Säuglingen und
Kleinkindern (Mutterberatungsstelle) im Sinne
des § 1 des Jugendwohlfahrtsgesetzes, BGBl.
Nr. 99/1954, sowie in einer nach den Bestimmun-
gen des Familienberatungsförderungsgesetzes,
BGBl. Nr. 80/1974, geförderten Beratungsstelle
bedarf keiner Bewilligung."

6 a. Nach dem § 7 ist nachstehender § 7 a samt
Überschrift einzufügen:

„Ordinations- und Apparategemeinschaften

§ 7 a. (1) Die Zusammenarbeit von freiberuf-
lich tätigen Ärzten im Sinne des § 7 Abs. 2 kann
bei Wahrung der Eigenverantwortlichkeit eines
jeden Arztes auch in der gemeinsamen Nutzung
von Ordinationsräumen (Ordinationsgemein-
schaft) oder von medizinischen Geräten (Appa-
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rategemeinschaft) bestehen. Eine solche Zusam-
menarbeit darf jedoch nach außen hin nicht als
Gesellschaft in Erscheinung treten.

(2) Ordinationsgemeinschaften oder Apparate-
gemeinschaften dürfen nur zwischen den im
Abs. 1 genannten Ärzten begründet werden. Die
Tätigkeit der Gemeinschaft muß ausschließlich
als freiberufliche Tätigkeit im Sinne des § 7
Abs. 2 anzusehen sein, und es muß jeder einzelne
Arzt im Rahmen der Gemeinschaft freiberuflich
im Sinne des § 7 Abs. 2 tätig werden."

7. Der Abs. 1 des § 9 hat zu lauten:

„§ 9. (1) Dem Arzt ist im Zusammenhang mit
der Ausübung seines ärztlichen Berufes jede
Art der Werbung, insbesondere auch für diagno-
stische oder therapeutische Methoden sowie für
die Anwendung von Arzneimitteln oder Heil-
behelfen, verboten."

8. Die lit. b des Abs. 2 des § 15 hat zu lauten:

„b) eines Disziplinarerkenntnisses für die
Dauer der festgesetzten Untersagung."

9. Der Abs. 3 des § 15 hat zu entfallen; die
bisherigen Absätze 4 bis 7 erhalten die Bezeich-
nung Abs. 3 bis 6.

10. § 17 hat zu lauten:

„§ 17. (1) Wenn einem Arzt die Ausübung
des ärztlichen Berufes durch Disziplinarerkennt-
nis mit zeitlicher Beschränkung untersagt ist, so
erlangt er mit dem Ablauf der Zeit, auf die
sich die Untersagung erstreckt, wieder diese Be-
rechtigung; er hat vor der Wiederaufnahme der
Berufsausübung der Österreichischen Ärzte-
kammer den Ablauf der zeitlichen Beschränkung
nachzuweisen.

(2) Während der zeitlich beschränkten Unter-
sagung der Berufsausübung ruht auch die durch
die Bewilligung zur Haltung einer ärztlichen
Hausapotheke erlangte Befugnis."

11. Im Abs. 1 des § 22 treten an Stelle des
letzten Satzes nachstehende Bestimmungen:
„Die Strafgerichte haben alle durch sie gegen
Ärzte erfolgte Verurteilungen wegen einer oder
mehrerer mit Vorsatz begangener strafbarer
Handlungen zu einer mehr als einjährigen Frei-
heitsstrafe sowie wegen anderer strafbarer Hand-
lungen, die im Zusammenhang mit der ärztlichen
Berufsausübung stehen, der zuständigen Ärzte-
kammer bekanntzugeben. Das gleiche gilt für
Verwaltungsbehörden, soweit es sich um im Zu-
sammenhang mit der ärztlichen Berufsausübung
stehende Verwaltungsübertretungen handelt."

12. Der Abs. 1 des § 23 hat zu lauten:

„§ 23. (1) Einer Ärztekammer gehören als
ordentliche Kammerangehörige alle Ärzte an,

die ihren Beruf im Bereiche dieser Ärztekammer
tatsächlich ausüben (§ 1 a Abs. 3, § 5 Abs. 2 und
4, § 5 a) und in der bei der Österreichischen
Ärztekammer geführten Ärzteliste (§ 2 i) einge-
tragen sind."

13. Nach dem Abs. 3 des § 29 ist nachstehen-
der Abs. 4 einzufügen:

„(4) Die Stimmenabgabe erfolgt mittels eines
amtlichen Stimmzettels in einem amtlichen Wahl-
kuvert. Der amtliche Stimmzettel und das amt-
liche Wahlkuvert sind von der Ärztekammer
aufzulegen. Für jeden Wahlkörper ist ein amt-
licher Stimmzettel aufzulegen, der die Bezeich-
nung der wahlwerbenden Gruppen zu enthalten
hat. Wind bei der Stimmenabgabe ein anderer
Stimmzettel als der amtlich aufgelegte verwen-
det, so ist diese Stimme ungültig. Die Stimme ist
auch dann ungültig, wenn aus der Kennzeich-
nung des amtlichen Stimmzettels der Wille des
Wählers nicht eindeutig erkennbar ist."

14. Der bisherige Abs. 4 des § 29 erhält die
Bezeichnung Abs. 5.

15. Der bisherige Abs. 5 des § 29 erhält die
Bezeichnung Abs. 6 und hat zu lauten:

„(6) Die näheren Bestimmungen über das
Wahlverfahren, insbesondere über die Ausschrei-
bung der Wahlen, die Erfassung und Verzeich-
nung der Wahlberechtigten, die Wahlbehörden,
die Wahlwerbung, den amtlichen Stimmzettel,
das amtliche Wahlkuvert, das Abstimmungs- und
Ermittlungsverfahren, die Einberufung der ge-
wählten Kammerräte, die Wahl des Kammer-
vorstandes sowie des Präsidenten und des oder
der Vizepräsidenten einschließlich erforderlicher
Nachwahlen, sind in der Wahlordnung zu tref-
fen. Die Wahlordnung hat der Bundesminister
für Gesundheit und Umweltschutz nach An-
hören der Österreichischen Ärztekammer durch
Verordnung zu erlassen."

, 16. Die lit. c, d und e des § 33 haben zu
lauten:

„c) Wahl des Verwaltungsausschusses des
Wohlfahrtsfonds;

d) Wahl des Beschwerdeausschusses des Wohl-
fahrtsfonds;

e) Wahl des Überprüfungsausschusses des
Wohlfahrtsfonds;"

17. Die bisherigen lit. c bis i des § 33 erhalten
die Bezeichnung lit. f bis 1.

18. Die lit. c des Abs. 4 des § 34 hat zu
lauten:

„c) zur Bestellung des Finanzreferenten sowie
allfälliger Referenten für bestimmte Auf-
gaben."
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19. Im § 37 ist das Wort „Kammermitglieder"
durch das Wort „Kammerräte" zu ersetzen.

20. Der § 38 hat zu lauten:

„§ 38. Die Organe und das gesamte Personal
der Ärztekammer sind, soweit sie nicht schon
nach anderen gesetzlichen Vorschriften zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet sind, zur Verschwie-
genheit über alle ihnen aus ihrer amtlichen
Tätigkeit bekanntgewordenen Tatsachen ver-
pflichtet, deren Geheimhaltung im Interesse der
Kammer, einer Gebietskörperschaft oder der
Parteien geboten ist. Von dieser Verpflichtung
hat die Aufsichtsbehörde auf Verlangen eines
Gerichtes oder einer Verwaltungsbehörde zu ent-
binden, wenn dies im Interesse der Rechtspflege
oder im sonstigen öffentlichen Interesse liegt."

21. Dem Abs. 3 des § 39 sind folgende Bestim-
mungen anzufügen:

„Die Umlagenordnung kann nähere Bestimmun-
gen vorsehen, daß Kammerangehörige, die den
ärztlichen Beruf nicht ausschließlich in einem
Dienstverhältnis ausüben, verpflichtet sind, all-
jährlich bis zu einem in der Umlagenordnung zu
bestimmenden Zeitpunkt schriftlich alle für die
Errechnung der Kammerumlage erforderlichen
Angaben zu machen und auf Verlangen die ge-
forderten Nachweise über die Richtigkeit dieser
Erklärung vorzulegen; wenn dieser Verpflich-
tung nicht zeitgerecht und vollständig entspro-
chen wind, erfolgt die Vorschreibung auf Grund
einer Schätzung; diese ist unter Berücksichtigung
aller für die Errechnung der Kammerumlage
bedeutsamen Umstände vorzunehmen."

21 a. Im § 40 Abs. 3 hat der letzte Satz zu ent-
fallen.

21 b. Im § 40 ist als Abs. 4 anzufügen:

„(4) Eine zivilgerichtliche Klage darf erst ein-
gebracht und eine Privatanklage darf erst er-
hoben werden, sobald entweder die im Abs. 3
genannte Zeit verstrichen oder noch vor Ablauf
dieser Zeit das Schlichtungsverfahren beendet
ist."

22. Dem Abs. 1 des § 42 ist folgender Satz
anzufügen:

„Als Amtsärzte gelten auch die Arbeitsinspek-
tionsärzte gemäß § 13 Abs. 1 des Arbeitsinspek-
tionsgesetzes 1974, BGBl. Nr. 143."

23. Der § 43 a hat zu lauten:

„§ 43 a. (1) Aus den Mitteln des Wohlfahrts-
fonds sind Leistungen zu gewähren

a) an anspruchsberechtigte Kammerangehö-
rige für den Fall des Alters, der vorüber-
gehenden oder dauernden Berufsunfähig-
keit,

b) an Hinterbliebene im Falle des Ablebens
eines anspruchsberechtigten Kammerange-
hörigen.

(2) Können Personen, denen Leistungen aus
dem Wohlfahrtsfonds zustehen, den Ersatz des
Schadens, der ihnen aus dem gleichen Anlaß er-
wachsen ist, auf Grund anderer gesetzlicher Vor-
schriften beanspruchen, so geht der Anspruch
auf die Ärztekammer insoweit über, als diese
Leistungen zu erbringen hat. Ansprüche auf
Schmerzensgeld gehen auf die Ärztekammer
nicht über."

24. Der Abs. 5 des § 44 hat zu lauten:

„(5) Die Beitragsordmung kann nähere Be-
stimmungen vorsehen, daß Kammerangehörige,
die den ärztlichen Beruf nicht ausschließlich in
einem Dienstverhältnis ausüben, verpflichtet
sind, alljährlich bis zu einem in der Beitragsord-
nung zu bestimmenden Zeitpunkt schriftlich alle
für die Errechnung der Beiträge zum Wohl-
fahrtsfonds erforderlichen Angaben zu machen
und auf Verlangen die geforderten Nachweise
über die Richtigkeit dieser Erklärung vorzulegen;
wenn dieser Verpflichtung nicht zeitgerecht und
vollständig entsprochen wird, erfolgt die Vor-
schreibung auf Grund einer Schätzung; diese ist
unter Berücksichtigung aller für die Errechnung
der Beiträge bedeutsamen Umstände vorzuneh-
men."

25. An Stelle des Abs. 6 des § 44 haben nach-
stehende Abs. 6 und 7 zu treten:

„(6) Bei Festsetzung des Beitrages für Kam-
merangehörige, die den ärztlichen Beruf aus-
schließlich in einem Dienstverhältnis ausüben,
dient als Bemessungsgrundlage jedenfalls der
monatliche Bruttogrundgehalt. Zu diesem gehö-
ren nicht die Beihilfen, Zulagen und Zuschläge
im Sinne des § 3 des Einkommensteuergesetzes
1972 und die sonstigen Bezüge nach § 67 des
Einkommensteuergesetzes 1972.

(7) Die Beiträge nach Abs. 6 sind vom Dienst-
geber einzubehalten und spätestens bis zum
15. Tage nach Ablauf des Kalendermonates an
die zuständige Ärztekammer abzuführen."

26. Dem Abs. 1 des § 55 e ist ein Satz folgen-
den Wortlautes anzufügen:

„Die Tätigkeit des gemeinsamen Wohlfahrts-
fonds kann sich auch nur auf die gemeinsame
Abdeckung eines Großschadensfalles erstrecken;
ein solcher Fall gilt als gegeben, wenn aus ein
und derselben Ursache zwei oder mehr Schadens-
fälle mit lebenslangen Versorgungsleistungs-
verpflichtungen eintreten und die gesamten ver-
sicherungsmathematischen Barwerte der dadurch
ausgelösten Grundleistungen das 666fache der
Grundleistung im Bereich einer Ärztekammer
übersteigen."
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27. Nach dem Abs. 1 des § 55 f ist nachstehen-
der Abs. 2 einzufügen:

„(2) Ärzte machen sich jedenfalls eines Diszi-
plinarvergehens schuldig, wenn sie eine oder
mehrere strafbare Handlungen vorsätzlich be-
gangen haben und deswegen von einem inländi-
schen Gerächt zu einer mehr als einjährigen Frei-
heitsstrafe verurteilt worden sind."

28. Die bisherigen Abs. 2 bis 5 des § 55 f sind
als Abs. 3 bis 6 zu bezeichnen.

29. Die lit. c des Abs. 1 des § 55 l hat zu
lauten:

„c) Untersagung der Berufsausübung."

30. Der Abs. 2 des § 55 1 hat zu lauten:

„(2) Die Strafe nach Abs. 1 lit. c darf im
Falle eines Disziplinarvergehens nach § 55 f
Abs. 2 höchstens auf die Zeit von fünf Jahren
verhängt werden. In den übrigen Fällen darf
die Strafe nach Abs. 1 lit. c höchstens für die
Dauer eines Jahres, das erste Mal höchstens für
die Dauer von drei Monaten und nur gegen
solche Kammerangehörige verhängt werden, die
wegen eines Disziplinarvergehens bereits mit
einer Geldstrafe bestraft worden sind. Bei prak-
tischen Ärzten und Fachärzten, die ihren Beruf
im Rahmen eines Dienstverhältnisses bei einer
Gebietskörperschaft ausüben, bezieht sich die
Untersagung der Berufsausübung nach Abs. 1
lit. c nicht auf die Ausübung des ärztlichen
Berufes im Zusammenhang mit den Dienstpflich-
ten des Arztes."

31. § 63 hat zu lauten:

„§ 63. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist der Bundesminister für Gesundheit
und Umweltschutz betraut.

(2) Mit der Vollziehung aller Angelegenheiten,
die gemäß Art. 11 Abs. 1 Z. 2 B-VG und Art. 12
Abs. 1 Z. 2 B-VG in die Kompetenz der Länder
fallen, ist die zuständige Landesregierung be-
traut.

(3) Hinsichtlich des § 57 Abs. 1 und 2 und
des § 58 ist der Bundesminister für Gesundheit
und Umweltschutz mit der Wahrnehmung der
Rechte des Bundes gemäß Art. 15 Abs. 6 B-VG
betraut."

Artikel II

1. Die Bestimmungen des Art. I Z. 8, 9, 10,
11, 27, 28, 29 und 30 treten mit 1. Jänner 1975
in Kraft.

2. Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses
Bundesgesetzes bestimmt sich nach § 63 des
Ärztegesetzes in der Fassung des Art. I Z. 31
dieses Bundesgesetzes.

Kirchschläger
Kreisky Leodolter

461. Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 17. Juli 1974 über
den Aufwand für die Anstaltspflege von
Wehrpflichtigen in heereseigenen Einrichtun-

gen

Auf Grund des § 17 Abs. 2 des Heeresge-
bührengesetzes, BGBl. Nr. 152/1956, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 12/1967
wird verordnet:

§ 1. Die im Durchschnitt für die Anstalts-
pflege eines Wehrpflichtigen in einer heereseige-
nen Krankenabteilung oder einer heereseigenen
Krankenanstalt erwachsenden und als Aufwand
des Bundes im Sinne des § 17 Abs. 1 des Heeres-
gebührengesetzes geltenden Kosten betragen

a) für stationäre
Pflege 420 S pro Tag,

b) für ambulatorische
Behandlung 200 S pro Behandlung.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. September
1974 in Kraft. Mit dem Inkrafttreten dieser
Verordnung tritt die Verordnung des Bundes-
ministers für Landesverteidigung vom 18. Juli
1973, BGBl. Nr. 364, über den Aufwand für
die Anstaltspflege von Wehrpflichtigen in heeres-
eigenen Einrichtungen außer Kraft.

Lütgendorf

462. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 12. Juli 1974 über die Aufhebung eini-
ger Worte im § 3 Abs. 1 Z. 7 des Gewerb-
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungs-

gesetzes durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und gemäß
den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 27. Juni 1974, G 28/73-10, dem
Bundeskanzler zugestellt am 10. Juli 1974, die
Worte „bei verheirateten Personen 750 S monat-
lich" im § 3 Abs. 1 Z. 7 des Gewerblichen Selb-
ständigen-Pensionsversicherungsgesetzes in den
Fassungen des Art. I Z. 3 lit. a der Novelle vom
4. März 1959, BGBl. Nr. 65, des Art. I Z. 1
lit. c der 17. Novelle vom 15. Dezember 1967,
BGBl. Nr. 7/1968 und des Art. I Z. 2 lit. b der
18. Novelle vom 27. November 1969, BGBl.
Nr. 447, als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

(3) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
31. Mai 1975 in Kraft.

Kreisky


